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Drucksache IV/ 1825 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über die Streitsache vor dem Bundesverfassungsgericht 

betr. verfassungsrechtliche Prüfung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) in der 
vom 1. April bis 31. August 1957 geltenden Fassung, soweit es 
keine Vorschrift enthält, mit der die auf deutschen Seeschiffen 
beschäftigten und über die Jahresarbeitsverdienstgrenze der 
Angestelltenversicherung hinaus verdienenden Angestellten 
von der Arbeitslosenversicherung ausgenommen werden 

— Az. 1 BvL 4/59 — 


A. Bericht des Abgeordneten Benda 


Die dem Schriftlichen Bericht zugrunde liegende 
Streitsache hat dem Deutschen Bundestag bereits in 
seiner 74. Sitzung vom 11. Juni 1959 auf Drucksache 
1084 Vorgelegen. Es geht hierbei darum, ob eine 
Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes darin zu 
sehen ist, daß das Gesetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) in der vom 
1. April bis 31. August 1957 geltenden Fassung 
keine Vorschrift enthält, mit der die auf deutschen 
Seeschiffen beschäftigten und über die Jahresar- 
beitsverdienstgrenze der Angestelltenversicherung 
hinaus verdienenden Angestellten von der Arbeits- 
losenversicherung ausgenommen werden. Damals 
hatte der Bundestag beschlossen, von einer Äuße- 
rung zu dieser Streitsache abzusehen. Inzwischen 
hat der Präsident des Bundesverfassungsgerichts 
unter Hinweis auf die vom Bundessozialgericht und 
auch von der Klägerin übereinstimmend vertretene 
Ansicht, daß dem Bundestag bei der Einführung der 
angegriffenen Regelung ein Versehen unterlaufen 
sei, die Vorlage mit der erneuten Anheimgabe einer 
Stellungnahme dem Bundestag wieder zugeleitet. 


Der Präsident des Deutschen Bundestages hat im 
üblichen Verfahren die Streitsache dem Rechtsaus- 
schuß überwiesen. Dieser war damals mit dem Ge- 
setzentwurf nicht befaßt worden; er hat sich durch 
Einholung von Stellungnahmen des Ausschusses für 
Arbeit und des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung und durch Einsicht in die Gesetzes- 
materialien ins Bild gesetzt und ist zu der Überzeu- 
gung gelangt, daß von einem Versehen des Gesetz- 
gebers nicht gesprochen, jedenfalls keine eindeutige 
Feststellung in dieser Richtung getroffen werden 
kann. Es können durchaus denkbare Motive für die 
Aufnahme der über der Angestelltenversicherungs- 
pflichtgrenze liegenden Angestellten der Seeschiff- 
fahrt in die Arbeitslosenversicherungspflicht Vorge- 
legen haben. Auch ist im Plenum hinsichtlich der 
Aufnahme in die Arbeitslosenversicherungspflicht 
kein Irrtum in der Abstimmung unterlaufen, da die 
in zweiter Beratung beschlossene Aufnahme in drit- 
ter Beratung nicht wieder aufgegriffen und auch spä- 
ter im Bundesrat in Kauf genommen wurde. Auch 
spricht es nicht für ein Versehen, wenn der Ge- 
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setzgeber 6 Monate später die Aufnahme ohne 
Rückwirkung wieder rückgängig gemacht, also eine 
andere Meinung vertreten hat. Dies kann jeden- 
falls nicht dem Gesetzgeber von 1956 angelastet 
werden. 

Der Rechtsausschuß ist daher der Meinung, daß, 
unabhängig von der Frage, ob die angegriffene Re- 
gelung etwa glücklich getroffen war, diese jedoch 
bewußt und gewollt beschlossen worden und die 
spätere Aufhebung nicht als Korrektur eines Ver- 
sehens anzusehen ist. Er vertritt ferner die Mei- 
nung, daß entsprechend der ständigen Übung zu der 
verfassungsrechtlichen Frage nicht Stellung genom- 
men werden sollte. 


Bonn, den 8. Januar 1964 


Benda 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

in dieser Streitsache von einer Äußerung gegenüber 
dem Bundesverfassungsgericht abzusehen. 


Bonn, den 8. Januar 1964 


Der Rechlsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Benda 

Berichterstatter 
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